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Volles Haus beim Neujahrsempfang des Kreisverbandes 

Birte Könnecke und Gernot Erler 
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Volles Haus beim Neujahrsempfang des Kreisverbandes 

Walter Krögner & Birte Könnecke 

Birte Könnecke begrüßt zwei neue Mitglieder.. 
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Birtes Rede zum Neujahrsempfang zum Nachlesen 
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Birtes Rede zum Neujahrsempfang 
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Birtes Rede zum Neujahrsempfang 
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Team Birte 
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In der Krise beweist sich der Charakter 
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In der Krise beweist sich der Charakter 

Gabi mit Walter und Gernot beim Neujahrsempfang in Freiburg 
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Gemeinsam demokratische Grundwerte schützen 

Als demokratische Gesellschaft können und wollen wir nicht tatenlos zusehen, wie von radikalen Gruppierungen 

Intoleranz und Fremdenfeindlichkeit salonfähig gemacht werden. Wir, die kommunalen Vertreter der Parteien im 

Baden-Württembergischen Landtag, erklären deshalb gemeinsam, dass wir keine Form von Rechtsextremismus 

und Fremdenfeindlichkeit in Bad Krozingen akzeptieren werden. Wir stellen uns gegen rechtsextremistisches Ge-
dankengut und appellieren an die Bürger, den sachlichen Dialog mit allen demokratischen Parteien zu suchen. Die 

Sorgen und Ängste der Bevölkerung müssen und werden wir ernst nehmen und auf dem Boden unseres Grundge-

setzes und internationaler rechtlicher Verpflichtungen Lösungen für die aktuellen Problemlagen finden.  

Das Grundrecht auf Asyl ist für uns unantastbar! 

 

Mit ihren volksverhetzenden Aussagen schüren AfD, NPD und Republikaner auf dem Rücken vieler notleidender 

Menschen Ängste und liefern menschenverachtenden Verbrechen vermeintliche Rechtfertigungen. Die oft einfa-

chen Lösungen, welche diese Parteien anbieten, sind blanker Populismus und so weder umsetzbar noch mit dem 
Grundgesetz vereinbar oder mit unseren demokratischen und ethischen Werten in Einklang zu bringen. Wir be-

trachten es als unsere demokratische Pflicht, den geistigen Brandstiftern dieser Parteien entschieden und ge-

meinsam entgegen zu treten. In Bad Krozingen, im Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald, in unserem Bundesland 

Baden-Württemberg ist kein Platz für extremistisches Gedankengut. Wir sind uns in dieser Frage einig und wer-
den uns von keiner Partei gegeneinander ausspielen lassen. 

 

Die Bad Krozinger Bürgerinnen und Bürger rufen wir dazu auf, uns gegen die extremistischen Kräfte zu unterstüt-

zen und zur Landtagswahl am 13. März zu gehen! 

 

Frank Martin (FDP), Andreas Quartier (Bündnis 90 / Die Grünen), Matthias Schmidt (SPD), Marvin Wolf (CDU) 

Am 23. Januar 2016 waren die Delegierten Clara Heckmann, Birte Könnecke, Dagmar Endle, Bettina Wegner- Rei-

mers, Henry Kesper , Oswald Prucker, Hartmut Hitschler und Thomas Thürling nach Stuttgart zum Landespartei-
tag geladen. Zusammen mit über 320 Delegierten ging es darum das 70 Seiten starte Regierungsprogramm für die 

nächsten 5 Jahre zu verabschieden. Die Antragskommission hat die Nacht fast durchgearbeitet, um die über 220 

Änderungsanträge zu sortieren, zu werten und für den Parteitag vorzubereiten.  

Bevor es aber um die Antragsberatung ging, hielt unser Spitzenkandidat Nils Schmid eine beeindruckend und mit-
reißende Rede. Seine Position in dem Umgang mit der AFD und deren rassistischer und verfassungsfeindlicher 

Umtriebe wurde ebenso klar wie die Erfolge der Regierungsmannschaft. Nils warnte vor der Gefahr des Roll backs 

bei einem Erfolg der CDU. Ein so schwacher Kandidat wie Guido Wolf ohne eigene Inhalte, kann nur gewinnen 

wenn die SPD es nicht schafft aus dem Umfragetief rauszukommen und ein deutlich besseres Wahlergebnis zu 
erreichen. Dafür müssen wir alle miteinander kämpfen. 

Besonders beeindruckend war der Auftritt von Erhard Eppler, dem SPD Urgestein in Baden Württemberg zu seiner 

Ehrung für 60 Jahre Mitgliedschaft in der SPD. 

In der anschließenden Antragsberatung wurde dann intensiv  das Regierungsprogramm diskutiert. 

Einige unserer Änderungsanträge wurden ebenfalls angenom-

men, diverse Formulierungsvorschläge und der Antrag von Har-

mut und Thomas auf Unterstützung der Planungen zur Anbin-
dung des Euroairports ans Schienennetz mit Verbindung nach 

Müllheim, Bad Krozingen, Freiburg.  

(Bericht: Thomas Thürling) 
 

 

 
(Ossi sorgte dankenswerter Weise dafür dass die Beratungen nicht zu trocken 
wurden..) 
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Aktuelles Flugblatt 
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Demo gegen homophobe Gewalt in Freiburg 

In und vor der Freiburger Bar Tasia kam es in der Silvesternacht zu einer Auseinandersetzung, die schlimme Folgen 
für ein schwules Ehepaar hatte. Die beiden sind geschlagen und getreten worden. Einer von beiden wurde so schwer 
verletzt, dass er am Kiefer operiert werden musste.  

Am Bertoldsbrunnen kam es ein paar Stunden später zu einem Übergriff auf die stadtbekannte Dragqueen Betty 
BBQ. Ein unbekannter Mann ging sie am Bertoldsbrunnen mit den Worten an: „Scheiß schwule Transe, ich box’ dich 
weg.“ Schon im April vergangenen Jahres war ein schwules Paar attackiert worden. 

Ireneus Frost organisierte als Antwort auf die 
neuerliche Gewalt in der Silvesternacht eine 
Demonstration in der Freiburger Innenstadt. 
Am 08. Januar folgten etwa 800 Freiburger 
und Freiburgerinnen dem Aufruf und zeigten 
Flagge gegen Homophobie und Rassismus in 
der Stadt.  

"Wir versammeln uns hier, weil wir zum Aus-
druck bringen wollen, dass Schwule kein Frei-
wild sind", erklärte Stadtrat Walter Kröger 
auf der Demo. Der offen schwule SPD-
Politiker kündigte an, dass die Stadt im Früh-
jahr die Charta der Vielfalt unterschreiben 
werde.  (Bericht Thomas Thürling) 

Bild: Jonny Schuler 

Pressespiegel Facebook 

http://www.spd-breisgau-hochschwarzwald.de/index.php?mod=article&op=uebersicht&thema=37&menu=12
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Beim Neujahrsempfang von Christoph Bayer  

Zu seinem letzten Neujahrsempfang als Landtagsabgeordneter lud Christoph Bayer in das „Salmen“ in Hartheim. 
Neben Sekt und Häppchen gab es politische Impulse unter dem Motto „Über den Tag hinaus - Ideen für eine gute 
Zukunft“. Diese Zurufe fielen auf einen fruchtbaren Boden im vollbesetzten Saal.  In einem ersten Impuls erinnerte 
Prof. Herbert Schweizer die Genossinnen und Genossen an das Selbstverständnis der Sozialdemokratischen Partei 
und forderte das Eintreten für eine sozial-ökologische Erneuerung: Wir müssen die Systemfrage stellen und raus aus 
der Wachstumsfalle. Dies erfordert eine Rückbesinnung auf die Sozialfrage, das Entwickeln von Strategien zur Ener-
gieeinsparung und zur Effizienzsteigerung und eine Hinwendung zur Eigenversorgung. 

Norbert Zeller, langjähriger Leiter der Stabsstelle im Kultusministerium, forderte in seinem Beitrag eine „Bildung, die 
allen gerecht wird“. Es ist eine Schande, dass der Bildungserfolg in unserem Land immer noch von der sozialen Her-
kunft abhängt. Daraus entwickelte er ein leidenschaftliches Plädoyer für die Gemeinschaftsschule und forderte 
mehr Mut von den Sozialdemokraten. Gleiches gilt für ein entschiedenes Eintreten für die Inklusion. 

Christoph Bayer selbst wählte für sich das Thema „Freiheit“ und stellte seinen Beitrag unter die Überschrift eines 
Willy-Brandt-Zitates „Im Zweifel für die Freiheit“. Dieses Thema war schon immer ein soziales Thema und in den 
Zeiten von Pegida und Co. ist es wieder aktueller denn je. Nicht umsonst singen wir „Brüder zur Sonne, zur Freiheit.“ 
Er forderte, dieses Thema auch im Wahlkampf nicht zu vergessen. 

Schließlich freute sich Christoph Bayer, dass sich Birte Könnecke auf den Weg gemacht hat um ihm in Stuttgart 

nachzufolgen. Er sicherte ihr jede ihm mögliche Unterstützung zu. Die Kandidatin dankte es ihm und verpflichtete 

ihn für ihren Wahlkampf mit einem Fanschal. 

Bericht: Oswald Prucker 

Birte überreicht Christoph den Fanschal 
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Über die Flüchtlingsfrage, die „Gruselfaszination für die AfD“ und die Wahlchancen 
der SPD— ein Beitrag von Christoph Bayer  

Momentan wird viel geredet. Vor allem in Talkshows und vor allem mit oder über die AfD. Sie ist nicht nur eine 

rechtspopulistische Partei mit einem reaktionären Frauen-, Familien- und  Gesellschaftsbild. Sie ist rechtsradikal, 

undemokratisch und  rassistisch. Fürchterliche Zitate belegen dies. Die Forderung nach Schusswaffengebrauch ge-

gen Flüchtlinge an den Grenzen (Frauke Petri, Vorsitzende)  oder die Drohung, dass „aufgeräumt und ausgemistet 
wird, wenn wir kommen“ (Markus Frohnmaier, AfD Kandidat aus Villingen-Schwenningen). Noch schlimmer: „Die 
Völkerwanderung muss aufhören. Die sich Deutsche nennen und dies fördern, gehören an die Wand gestellt.“ (AfD- 

Mitglied René Augusti).  

Eine solche Partei gehört nicht in fast inflationärer Weise in Talkrunden, eher gehört sie vom Verfassungsschutz be-

obachtet. Georg Diez machte kürzlich auf Spiegel online eine „Gruselfaszination für die AfD“ aus und stellt die Frage, 

ob man sich diesem „Diskursgetrommel der Rechten“ unterordnen muss vor lauter Angst sonst zum "Volksverräter" 
zu werden. So dominiert die Flüchtlingsfrage die Themenagenda - und dies im Panikmodus. Die Ereignisse an Silves-

ter haben Öl ins Feuer gegossen und das Thema innere Sicherheit und Kriminalität wird immer stärker mit Flüchtlin-

gen verknüpft. Natürlich müssen Ängste der Menschen wahr- und ernstgenommen werden. Die politischen und so-

zialen Herausforderungen sind enorm und müssen gemeinsam gemeistert werden. Das ist richtig. Darüber wurde ja 

schon vielfach geredet und geschrieben. Ich glaube aber, dass es auch zur Wahrheit gehört, dass wir uns eine zentra-

le Lebenslüge eingestehen. Viele Jahrzehnte haben wir uns vorgemacht, das konkrete Leid, das in den Ländern des 

Nahen Ostens, Asiens und Afrikas den Alltag von Milliarden Menschen prägt, ließe sich für die kommenden Jahr-

zehnte in unserer Lebenswelt auf Distanz halten. Wir hegten die Illusion eines Kerneuropas als mauerloser Paradies-

garten in einer Welt des Elends. Damit ist es vorbei, meint auch der Wolfram Eilenberger, Chefredakteur des 

"Philosophie Magazins" und der Politikwissenschaftler Claus Legewie ergänzt: „In den ersten Jahren werden Flücht-
linge mehr kosten als sie mittel- und langfristig für sich, die Volkswirtschaft und die Sozial- und Rentenkassen erar-

beiten. Deshalb muss das neoliberale Dogma niedriger Einkommens- Unternehmens- und Erbschaftssteuern fallen. 

Einwanderungspolitik benötigt Ressourcen.“ Recht hat er. 

Darüber hinaus gäbe es in Wahlkampfzeiten genug weitere Themen zu diskutieren: über die globale Ungerechtig-

keit, das Leiden der Menschen in Syrien und eine Integration, die nicht gleichzusetzen ist mit Harmonie,  über die 

Balance von Sicherheit und Freiheit, die Abhängigkeit von Bildungserfolgen vom Geldbeutel der Eltern, die dringend 

notwendigen Investitionen in Infrastruktur, die Herausforderungen des demografischen Wandels, die Aufwertung 

von Pflege, den Ausbau von Betreuungsangeboten, die Energiewende oder die Konsequenzen aus dem ersten Ar-

muts- und Reichtumsbericht der Landesregierung - und nicht zuletzt über und mit den vielen in Baden-

Württemberg lebenden Ausländerinnen und Ausländer, die hier gut integriert sind. Wir brauchen eine Streitkultur 

zu Werten und Wertkonflikten. Offen, ehrlich und ohne Scheuklappen. 

In vielen Bereichen hätte und hat die SPD viel zu sagen. Dennoch liegt sie bei den Umfragen deutlich unter 20 %. 

Diesem Trend gegenzusteuern braucht es langfristige Strategien - darüber wird später zu reden sein. Für den aktuel-

len Wahlkampf heißt es Ärmel hochkrempeln und die vorhandenen Chancen nutzen! Diese liegen vor allem darin, 

dass wir aktuell nicht einmal Hälfte unseres Potentials ausschöpfen. Also: viel Luft nach oben. Wir können noch et-

was bewegen.  

Hier ein Potential-Vergleich zwischen CDU und SPD (Quelle: Pollytix Strategic Research, Berlin): 
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Über die Flüchtlingsfrage, die „Gruselfaszination für die AfD“ und die Wahlchancen 
der SPD— ein Beitrag von Christoph Bayer  

Viele Wahlberechtigte wissen nicht (mehr), was eine sozialdemokratische Wertehaltung heute bedeutet. Von den 

16% Unentschlossenen, die sich vorstellen könnten auch SPD zu wählen, tendieren jeweils 6% aktuell eher zu den 
Grünen, 6 % zur CDU. Da müssen wir ran. Deswegen: Kein Wettstreit um den besseren Landesvater, kein Wettbe-

werb um  weitere Verschärfung der Asylgesetze, sondern die Stärke der SPD betonen und die Sozialdemokratische 

Haltung erklären.  

SPD - die Partei der sozialen Gerechtigkeit.  

SPD - die Partei, die sozialen Zusammenhalt sichert.  

SPD - die Partei, die Partei, die für Modernität, Vielfalt, Toleranz und Weltoffenheit steht. 

Mit diesem Profil können wir durchaus auch Mehrheiten ansprechen, wie die folgenden Zahlen zeigen:  

Für Tolerantes und weltoffenes Land sprechen sich  63% aus. 

71% sehen Einwanderung als Chance.  

Flüchtlinge sind auch in meiner Nachbarschaft willkommen, meinen 81%. 

Weniger fragen, was der Staat tun kann, sondern was man selbst für Gemeinschaft tun kann, meinen 74% 

Mehr Unterstützung von Ehrenamtlichen fordern 87% 

Ungleichheit verringern - auch durch Umverteilung teilen 79% und Ungleichheit durch Erbschaftssteuer für Millio-

nenerbschaften verringern wollen: 85% 

Investitionen in Infrastruktur (selbst wenn das neue Schulden bedeutet) befürworten 67%. 

Was heißt das für uns - die wir mitten in einem bedeutsamen Wahlkampf stehen?  

 

Eine Zusammenfassung in vier Botschaften:  

 

Klare Ansage: Anständige Leute wählen keine Rassisten: Darüber sollten sich alle demokratischen Kräfte verständi-

gen. Statt „Negative campaigning“, das Abwehrreaktionen auslöst, Informationskampagne 

Umfragen sind keine Wahlergebnisse: Die SPD hat von allen Parteien am meisten „Spielraum beim Wählerpotential: 
Überzeugen und Mobilisieren!  

Wir müssen nicht alle erreichen: Wir sollten uns darauf konzentrieren den Menschen, die für uns erreichbar sind,  

gute  Gründe geben SPD zu wählen. Für mich heißt dies, neben der Vermittlung der Erfolge der Landesregierung 

über die Werte und Wichtigkeiten zu sprechen, die im Zentrum der Demokratie stehen. Ohne Hetze, ohne Lügenvor-

würfe, ohne Frauke Petry – aber mit Stolz in der Tradition einer Partei zu stehen, die seit über 150 Jahren für Freiheit, 

Solidarität und soziale Gerechtigkeit kämpft. 

Mit Birte Könnecke und Walter Krögner haben wir hervorragende Repräsentanten sozialdemokratischer Politik, die 

klare Botschaften mit toller Ausstrahlung verbinden. Überzeugend, charmant und für deutlich mehr als für 15 oder 

18 Prozent wählbar. Alle, die dies nicht sofort merken, müssen davon überzeigt werden - von uns!  

Christoph Bayer, MDL 
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Für eine Lösung mit der alle leben können 

Am Sonntag den 16. November 2015 waren beeindru-

ckende 1000 Menschen in Müllheim zusammengekom-

men, um gegen die geplante Ausführung der Rheintal-

bahn zu protestieren. Bei der Abschlusskundgebung auf 

dem Markgräfler Platz sprachen neben den Bürgermeis-

tern der Gemeinden Müllheim und Auggen und den Initi-

altoren vom Bürgerbündnis Bahn Markgräflerland BBM 

auch Vertreter aller im Landtag vertretenen Parteien.  

Auch wenn durch den Projektbeiratsbeschluss Verbesse-

rungen gegenüber der ursprünglichen Planung erreicht 

wurden, so wollen sich die Menschen doch nicht damit 

abfinden, dass die Entscheidungsgrundlage einzig und 

allein auf den Lärmschutz reduziert wurde. Die Abstriche 

in der Lebensqualität und die Veränderung der Raum-

schaft, wenn beide Gemeinden von bis zu 9 Meter hohen 

Lärmschutzwänden zerschnitten werden, empfinden 

viele als inakzeptabel. 

Einigkeit bestand jedoch bei allen Rednern darin, dass am 

Projektbeiratsbeschluss nicht gerüttelt werden soll. Die-

ser wurde bereits vom Baden-Württembergischen Land-

tag positiv beschieden und kommt am 3. Dezember im 

Bundestag zur Entscheidung. Da er nur in Gänze gekippt, 

aber nicht in Einzelteilen verändert werden kann, sei es 

aus Solidarität mit den anderen Regionen nicht wün-

schenswert, ihn zu verhindern. 

Die Hoffnungen und Bestrebungen müssen jetzt darauf 

liegen, in der anstehenden Planungsphase möglichst um-

fängliche Nachbesserungen zu erreichen. Ich bin sehr 

froh, dass unser Fraktionsvorsitzender Claus Schmiedel 

zugesagt hat, zu einem Vororttermin nach Müllheim zu 

kommen und sich mit der BBM zusammenzusetzen.  

Wie ich in meiner Rede sagte, halte ich die reine Kosten-

diskussion bei einem Großprojekt dieser Tragweite für zu 

kurz gegriffen. Es geht hier um die Menschen in unserer 

Region und ganz abseits von parteipolitischem 

"Schwarzer-Peter-hin-und-her-Geschiebe" hoffe ich, dass 

die guten Argumente der BBM, gerade was Sicherheit, 

Effizienz und Menschenfreundlichkeit angeht, doch noch 

Gehör finden und es schlussendlich zu einer Lösung 

kommt, mit der alle leben können. 

(Bericht: Birte Könnecke) 
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Wann wir schreiten Seit‘ an Seit 

„Gute Arbeit für alle“ war der Titel ei-
nes Sektempfangs für Gewerkschaftler 

und Betriebs- und Personalräte am letz-

ten Sonntag in Müllheim. Als Rednerin 

war Leni Breymaier, stellvertretende 

Landesvorsitzende der SPD Baden-

Württemberg und Landesbezirksleite-

rin von Verdi eingeladen.  

Gastgeberin Birte Könnecke, Landtags-
kandidatin und Kreisvorsitzende der 
SPD, spannte zu Beginn den Bogen von 
der derzeitigen Flüchtlingsdiskussion 
zu den immer deutlicheren Versuchen, 
dies für eine Unterhöhlung des Min-
destlohns auszunutzen. Dies alleine 
zeige schon, wie wichtig ein enger 
Schulterschluss zwischen der Sozialde-
mokratie und den Gewerkschaften ist. 

Gleiches gelte auch für viele andere Themen in der Ar-
beitswelt, von der viel beschworenen Industrie 4.0 bis hin 
zu den Herausforderungen des demografischen Wandels. 

Leni Breymaier eröffnete ihren Vortrag mit der Frage, ab 

wann eigentlich der Wert der Arbeit in unserer Gesell-

schaft an Bedeutung verlor und sie stellte die These auf, 

dass dies wohl nach dem Fall der Mauer verstärkt statt-

fand. Seit dieser Zeit prägen die Apostel des Neoliberalis-

mus die öffentliche Meinung. Niedrigere Löhne führten 

zu mehr Arbeit, mehr privat als Staat, hohe Lohnneben-

kosten gefährden Arbeitsplätze seien nur einige der 

Glaubenssätze, die sich keiner mehr getraut zu hinterfra-

gen. 

Dem hätte sich auch die SPD nicht immer entziehen kön-
nen, aber aus ihrer Sicht ist dies nach wie vor die Partei, 
mit der man Verbesserungen für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer durchsetzen kann. Dies sei auf Bun-
des- und Landesebene in den letzten Jahren auch gut 
gelungen, beispielsweise beim Mindestlohn im Bund, 
beim Tariftreuegesetz im Land und nach langem Kampf 
auch beim Bildungszeitgesetz für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. Defizite gibt es immer noch beim 
Thema „Gleicher Lohn für alle“, Es ist beschämend, dass 
Frauen nach wie vor schlechter bezahlt werden als Män-
ner. 

Für die Zukunft der Arbeit sieht auch sie große Verände-
rungen auf uns zukommen. Durch die Digitalisierung und 
das, was man unter Industrie 4.0 versteht, werden viele 
Berufsbilder wegfallen und es ist dabei auch nicht um 
alle schade. Es stellt sich aber die Frage, wo die Wert-
schöpfung stattfinden wird und es wird auch nötig wer-
den, dass angesichts des Wegfalls von Arbeit auch die 
Arbeitszeitfrage wieder diskutiert werden muss. 

Sie warb dafür, diese Fragen offensiv und ohne Angst 
anzugehen. Die SPD sieht sie dafür in Land und Bund bes-
tens aufgestellt. 

Bericht: Oswald Prucker 

Leni Breymaier 
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Älter werden in Kandern 

„Älter werden in Kandern" war Thema des Vorort-Tages, 
den der SPD-Ortsverein großartig organisiert hatte. Zu-
nächst wurde uns in der Sozialstation das breit gefächer-
te Aufgabenspektrum erläutert. Nicht nur 27 Pflegekräf-
te, die ca. 220 Menschen betreuen, auch Beratungsange-
bote, Dorfhilfe, Familienpflege, Nachbarschaftshilfe, 
Hauswirtschaftliche Versorgung, Hausnotruf, und vieles 
weitere mehr werden im großen Einzugsgebiet um Kan-
dern herum angeboten.  

Vieles läuft hervorragend, größere Probleme wurden 
zum einen bei dem mangelnden Wissen der Betroffenen 
darüber, was möglich ist und was ihnen zusteht, zum 
anderen bei den zu knappen Tagespflegeplätzen, den 
überbordenden Dokumentationspflichten sowie der 
nicht immer gewährleisteten Refinanzierung durch die 
Krankenkassen gesehen.  

Beim sehr angenehmen Gespräch mit Bürgermeister 
Renkert im Rathaus kamen neben der neuen Gemein-
schaftsschule (von der er schwer begeistert ist und die 
super angenommen wird), der Flüchtlingsunterbringung 
und dem Ärztemangel im ländlichen Raum auch die 
Probleme der Anwohner der Museumseisenbahn auf den 
Tisch. Hier geht er davon aus, dass es zeitnah eine Entlas-
tung der Anwohner geben wird (entweder durch eine 
Verlagerung des Lokschuppens, oder falls das nicht mög-
lich sein sollte, dann durch technische Verbesserungen), 
man war sich einig, dass ihr Anliegen ernst genommen 
und Lösungen gefunden werden müssen. 

Abends hatte sich der Begegnungsraum der AWO gut 
gefüllt, die 4 anvisierten Themenbereiche "Aktiv sein und 

fit bleiben", "Soziales Leben und Wohnen", "Ärztliche Ver-
sorgung" sowie "Betreuung und Pflege" hatten etliche 
Experten (unter anderem vom DRK, der Sozialstation und 
einem privaten Pflegedienst) sowie Betroffene angespro-
chen. Es kam zu einer ausgiebigen Diskussion, wobei 
auch hier Beratung und Information ein Kernthema war. 
Konkrete Verbesserungsvorschläge, wie z.B. analog zum 
Kinderstadtplan auch eine Broschüre für Senioren spezi-
ell für Kandern zu erstellen, wurden festgehalten. Der 
Kommunal- wie Landespolitik wurde etliches mitgege-
ben, z.B. der Ausbau der Barrierefreiheit in öffentlichen 
Gebäuden und attraktive ÖPNV-Angebote gerade für 
ältere Menschen, aber auch ein größerer Bedarf für Nach-
barschaftshilfe, Besuchsdienste, Bewegungsprogramme, 
altersgerechte Wohnformen und mehr Förderung für 
sozialen Wohnraum. Neben dem konstruktiven und leb-
haften Austausch wurde durch die hervorragende Ver-
pflegung auch für´s leibliche Wohl gesorgt. Hierfür und 
allen Organisatoren und Beteiligten ein herzliches Dan-
keschön. 

Bericht: Birte Könnecke 
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Peter Simon: Staatlich organisiertes Steuerdumping 
Manchmal hilft Sarkasmus vielleicht doch am besten: „Ich 
freue mich, dass es den Ländern Europas so gut geht, dass 

sie jährlich auf 190 Mil-

liarden Euro verzichten 

können.“ Das war die 
Aussage eines Besu-

chers bei unserer Veran-

staltung zu den Steuer-

tricks der Multis mit 

unserem EU-

Abgeordneten Peter 

Simon. Diese Summe 

Geld geht uns Jahr für 

Jahr europaweit als 

Steuereinnahmen verlo-

ren.  

Die Kreisvorsitzende und Landtagskandidatin moderierte 

die Veranstaltung und freute sich, dass es nun mit einem 

Besuch Peter Simons im Kreis geklappt hat. Der redete 

auch gar nicht erst um den heißen Brei herum und machte 

klar, dass er dieses Verhalten der Großkonzerne von IKEA 

über Coca Cola und Amazon bis Apple auch gar nicht mehr 

Steuervermeidung nennen möchte, sondern dass es 

schlicht um Steuerdumping geht und das dieses Dumping 

von Staaten – allen voran Benelux und Irland – organisiert 

und ermöglicht wird. 

In der Diskussion seit den LuxLeaks-Veröffentlichungen 

sind aber leider viele Begriffe durcheinander geraten, die 

Simon wieder gerade rückte: Was soll man zum Beispiel 

auf Steueroasen in den Weltmeeren schimpfen, wenn es 

den Staaten der EU schlicht nicht gelingt, Gewinne zu be-

steuern, bevor sie das Land verlassen? Was nützen eigent-

lich begrüßenswerte Mindeststeuersätze, wenn einzelne 

Länder die Gewinne so runterrechnen lassen, dass selbst 

recht ordentliche Steuersätze dann nur noch auf künstlich 

geschrumpfte „Gewinnchen“ angewandt werden? 

Letztlich seien die Tricksereien eine Konsequenz der man-

gelnden Solidarität der EU-Länder in Steuerfragen. Da 

kocht jeder sein eigenes Süppchen und selbst der eigent-

lich vereinbarte und vorgeschriebene Austausch von Steu-

ervorbescheiden findet nicht statt. So ist es natürlich ein 

leichtes für die Multis ihre Gewinne über sonderbare Li-

zenz- und Patentmodelle zu verschieben und letztlich dann 

alles dort zu versteuern, wo die Steuern niedrig gehandelt 

werden können. 

In der Diskussion gab es gleich zu Beginn zahlreiche Wort-

meldungen. Birte Könnecke ließ es sich aber nicht nehmen, 

auf die Gewinnverschiebungen der Konzerne hinzuweisen. 

Es sei ihr völlig unverständlich, 

dass die Regierungen der EU 

diese durchsichtigen Manöver 

nicht unterbinden kann. 

Eine weitere Wortmeldung 

drehte sich um die Frage, wie 

das EU-Parlament denn hier 

überhaupt etwas erreichen 

kann, wenn es doch keinerlei 

Gesetzgebungskompetenz in 

Steuerfragen hat. Vielleicht – 

so eine Meinung – sei dies so-

gar ein Vorteil, da dem Parla-

ment dann kein Eigennutz 

vorgeworfen werden kann: „Naming and Shaming“, be-
nennen und an den Pranger stellen, das sei die Methode 

der Wahl, so Peter Simon, und das würde bei manchem 

Multi schon zu Nervosität führen, die oft ja das Image ei-

nes Familienunternehmens pflegen. 

Immerhin sei es durch solche Strategien und einer Kontakt-

sperre dazu gekommen, dass die Multis schließlich doch 

vor dem TAXE-Untersuchungsausschuß gehört werden 

konnten. Irgendein Verständnis war von den Finanzvertre-

tern der Konzerne dort aber nicht zu erwarten. Denen fehlt 

jegliches Schuldbewusstsein in dieser Sache. Das lässt tief 

blicken und deshalb ist es gut, dass das Mandat des TAXE-

Ausschusses verlängert wird, auch wenn es noch etwas 

Zwist über die technische Durchführung dieser Verlänge-

rung gibt und auch unterschiedliche Ansichten über die 

Ausrichtung des Ausschusses herrschen. 

Peter Simon zeigte sich überzeugt, dass sich die Staaten 

durch ihre nationalstaatlichen Scheuklappen in der Steuer-

frage selbst im Wege stehen und dass hier mehr Europa 

gebraucht wird. Er ist sich sogar sehr sicher, dass dies gege-

benenfalls auch von einigen willigen Staaten vorgemacht 

werden kann. Ein Europa der zwei Geschwindigkeiten sei 

durchaus möglich und hilfreich. 

Erste Erfolge werden sichtbar: Vielleicht kann das Steuer-

gebahren der Multis auch über das Wettbewerbsrecht aus-

gehebelt werden. 

Bericht: Oswald Prucker 



Gernot Erler stand Rede und Antwort 
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Der thematische Schwerpunkt der Kreisvorstandssitzung im 
November lag im Bericht von unserem MdB Gernot Erler zur 
aktuellen Bundes- und Außenpolitik. Hier hat die SPD in der 
bisherigen Regierungszeit auf Bundesebene bereits eine gan-
ze Reihe sozialer Erfolge durchgesetzt. Mindestlohn, Eltern-
geld, Frauenquote, Bafög-Erhöhung, Mietpreisbremse und 
abschlagsfreie Rente mit 63 seien nur als einige Beispiele ge-
nannt. 

Aber auch an diesem Abend überlagerte natürlich die aktuelle 
Flüchtlingssituation die anderen Themen. 

Hier sind einige wichtige Entscheidungen getroffen worden, 
die unsere Handschrift tragen. Der Bund stellt den Kreisen 
und Kommunen ab 2016 für jeden Flüchtling für die Unter-

kunft und Versorgung 670 Euro zur Verfügung. Wenn eine Ausreise geboten ist, soll diese zügig vollzogen werden, 
wobei zunächst auf Anreize zur freiwilligen Ausreise gesetzt wird. Bei Fachkräften soll künftig schon nach 3 Mo-
naten die Arbeitsaufnahme möglich sein. Ergänzend werden die Gelder für den sozialen Wohnungsbau erheblich 
aufgestockt, damit es nicht zu einem Ausspielen von Bedürftigen gegeneinander kommt. 

Nach seinen sehr interessanten Ausführungen gab es noch reichlich Gelegenheit zu Fragen und eine rege Diskus-
sion. 

Da Gernot Erler neben seiner bisherigen Tätigkeit als Koordinator für Zentralasien, Russland und die Ukraine jetzt 
auch noch den Auftrag bekommen hat, als Sonderbeauftragter für den deutschen Vorsitz der OSZE-Konferenz zu 
fungieren, wird er in Zukunft noch weniger Zeit haben. Umso mehr freuen wir uns, dass er am 8. Januar auf unse-
rem Neujahrsempfang als Festredner zu uns kommt und dort einem breiteren Publikum Rede und Antwort steht. 

Bericht: Birte Könnecke 

So langsam gehen wir in die heiße Wahlkampfphase über. Unterstützt von Ihren Jungs, hat Birte hunderte rote 

Herzchen und Steckbriefe vorbereitet und startete Ende Januar mit ihrem Tür-zu– Tür Wahlkampf. Wir wollen 
mit den Menschen ins Gespräch kommen, Ihnen zuhören und auf die Erfolge der letzten 5 Jahre hinweisen. Die 

SPD ist die Partei der Bürger- beteiligung in Baden Würt-

temberg. Keine andere Partei hat den Bürgerdialog so 

ernst genommen. Über 3500 Zuschriften wurden bei der 
Gestaltung des Regierungs- programms ausgewertet, 

viele Anregungen aufgenom- men. In mehreren Telefon-

konferenzen mit Nils Schmid haben bis zu 17.000 Mit-

glieder zuhören und mit Nils reden können. Über 220 
Änderungsanträge der Basis wurden auf dem Pro-

grammparteitag am 23. Ja- nuar in Stuttgart behan-

delt. Viele Ergänzungen und Änderungen haben so un-

mittelbar Einfluss in das Wahlprogramm gefunden. 
Die SPD hört zu und setzt sich für Bürgerbeteiligung 

ein.  Dabei gilt eben auch : „Nur wer mitmacht, kann 
gestalten, Meckern allein verändert nichts!“. Auch 
der Tür- zu- Tür Wahlkampf ist ein Mittel gegen Politikverdrossenheit und soll insbesondere Nichtwähler ani-
mieren wieder aktiv an unserer Demokratie mitzuarbeiten.  (Bericht: Thomas Thürling) 

Birte startet Tür-zu-Tür Wahlkampf 



Die beste Sterbehilfe ist eine gute palliativmedizinische Versorgung 

gend würden eigentlich nur Freiburg und die unmittelba-

re Umgebung profitieren. Die an sich flächendeckende 

Versorgung sei allerdings in weiter Ferne und auch die 

Abläufe sind schlecht. Es gibt in der SAPV (Spezialisierte 

ambulante Palliativversorgung) mehr Ärzte in der Begut-

achtung der Fälle, als es ausführende Ärzte gibt. Die Kran-

kenkassen sehen ausschließlich die Kostenkontrolle und 

verhindern eine adäquate Versorgung. 

In der anschließenden sehr ernsthaften und mitfühlen-

den Diskussion wurden viele Aspekte dieser Themenstel-

lung auch anhand von eigenen Erfahrungen im familiären 

Umfeld oder im Freundes- und Bekanntenkreis diskutiert. 

Bei vielen klang eine ähnliche Vorstellung wie die von den 

beiden Experten geäußerte Meinung durch, andere plä-

dierten dafür, dem Kranken eher ein Recht auf Sterben 

zuzugestehen und betonten, dass man in einer solchen 

Hilfe auch einen letzten Liebesdienst sehen kann. Birte 

Könnecke wies darauf hin, dass mit dem kategorischen 

Ausklammern der aktiven Sterbehilfe, Menschen, die sich 

nicht mehr selber helfen können, der Weg zum selbstbe-

stimmten Sterben komplett verwehrt wird. Insgesamt 

war die Diskussion vom großen Respekt gegenüber den 

jeweils anderen Meinungen geprägt und wurde von allen 

Teilnehmern als bereichernd empfunden. 

Große Einigkeit bestand aber darin, dass die palliativme-

dizinische Versorgung auch wegen der demographischen 

Entwicklung ausgebaut werden muss. Kirste, aber auch 

mehrere Diskussionsteilnehmer konnten hier über viele 

Beispiele berichten, die ein würdiges Sterben terminal 

Kranker ermöglichten, weil den Patienten der eigene Ab-

schied vom Leben in Hospizen oder Palliativabteilungen 

erleichtert werden konnte. 

Bericht: Oswald Prucker 

Ein schwieriges Thema, bei dem man wohl nie allen Aspek-

ten gerecht werden kann, haben Birte Könnecke und der 

Emmendinger Bundestagsabgeordnete Johannes Fechner 

zusammen mit dem Onkologen Tilmann Kirste in der Stube 

in Au bearbeitet. Es ging um die aktuelle Diskussion zum 

assistierten Suizid – der oft und nicht ganz richtig – als ak-

tive Sterbehilfe oder „Tod auf Verlangen“ bezeichnet wird.  

ohannes Fechner erklärte den Stand der Debatte in einem 

kurzen Impulsvortrag und verglich die aktuelle Rechtslage 

mit den derzeit diskutierten vier interfraktionellen Anträ-

gen. Im Moment macht sich ein Arzt nicht strafbar, wenn 

er einem Sterbewilligen, der dies aus freien Stücken so be-

schließen kann, ein Mittel überlässt mit dem der Patient 

seinen Freitod herbeiführen kann. 

Die vier Anträge unterscheiden sich sehr stark. Ein erster 

sehr scharfer Entwurf aus konservativ-christlichen Kreisen 

möchte den assistierten Freitod unter Strafe stellen. Dem 

steht ein Antrag gegenüber, der genau das weitgehend 

liberalisieren möchte und beispielsweise auch Sterbeverei-

ne ein solches Vorgehen erlauben würde. Ein dritter Ent-

wurf, der auch innerhalb der SPD viele Anhänger findet 

möchte das im Bürgerlichen Gesetzbuch regeln und ein 

vierter Antrag setzt auf eine gemäßigte Verschärfung bei 

der „gewerbsmäßige Sterbehilfe“ unter Strafe gestellt wer-

den soll, während es beispielsweise Verwandten freige-

stellt bliebe. 

In seiner Zusammenfassung beleuchtete Fechner die Vor- 

und Nachteile dieser Varianten und plädierte schließlich 

dafür, gar nichts zu ändern. Ein starke Verschärfung würde 

Ärzte kriminalisieren, eine völlig Freigabe liefe auf ein Tö-

tungsgewerbe hinaus, die BGB-Regelung stellt eine so 

weitreichende Entscheidung auf eine Stufe mit einem ein-

fachen Kaufvertrag und würde letztlich auf einen Rechts-

anspruch auf Sterbehilfe hinauslaufen und eine mäßige 

Verschärfung führt zu großer Rechtsunsicherheit. 

Nach Fechner sollte sich der Staat aus dieser Fragestellung 

heraushalten. Die Ärzte zeigen in dieser Frage ein sehr ho-

hes Berufsethos und handelten sehr verantwortungsbe-

wusst. Es besteht also kein Bedarf an einer Neuregelung. So 

sähen es auch alle Strafrechtswissenschaftler und die Ärz-

teverbände. 

Und so sah es auch der Onkologe und Palliativmediziner 

Kirste. Er berichtete aus seiner langjährigen Praxis und hob 

die Erfolge der palliativen Einrichtungen hervor. Die gäbe 

es allerdings nur in den Großstädten und in unserer Ge-
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Technik und Pflege im Alter – bleibt der Mensch auf der Strecke 

schaft“ (maximal 12 Personen) regeln die Bewohnerinnen 
und Bewohner ihre Angelegenheiten eigenverantwort-

lich. Dies bedeutet, dass sie unter anderem Pflege- oder 

Unterstützungsleistungen frei wählen und Dinge des 

täglichen Lebens selbstbestimmt gestalten. Diese Wohn-

form ähnelt sehr stark dem Leben in den eigenen vier 

Wänden und erfordert deshalb keine staatliche 

„Aufsicht“. Selbstverantwortete Wohngemeinschaften 

müssen jedoch bei der zuständigen Heimaufsicht ange-

zeigt werden. 

Ich betonte zusammenfassend nochmal, dass sich gerade 

vor dem Hintergrund einer sich ändernden Gesellschaft, 

in der es nicht mehr notgedrungen so ist, dass alternde 

Menschen in der Familie gepflegt werden (können), wich-

tig ist, andere Modelle zu schaffen, die es den Menschen 

ermöglichen auch im Alter ein möglichst selbstbestimm-

tes Leben zu führen. Hier ist mit dem WTPG ein großer 

Schritt gelungen. 

Im Anschluss besuchten wir noch den Bad Krozinger 

Christkindelsmarkt, auf dem die Genossen des Ortsver-

eins Linzertorte und Glühwein zugunsten des MEDIAN 

Haus St. Georg verkauften, und überzeugten uns vom 

Wohlgeschmack des Getränks. 

 

(Bericht: Birte Könnecke) 

 

 

Die Arbeitsgemeinschaft 60plus der SPD Breisgau-

Hochschwarzwald hatte am 28.11. nach Bad Krozingen 

eingeladen. Zusammen mit der Landtagsabgeordneten 

Sabine Wölfle aus dem Kreis Emmendingen durfte ich das 

Thema „Technik und Pflege im Alter – bleibt der Mensch 

auf der Strecke“ diskutieren.  

Viele Menschen sind besorgt, dass sie im Alter aus ihrem 

gewohnten Lebensumfeld herausgerissen werden, wenn 

sie einmal nicht mehr selbstversorgt leben können. 

Mit dem neuen Wohn-, Teilhabe- und Pflegegesetz (WTPG) 

ist Baden-Württemberg bundesweit Vorreiter. Während 

das alte Landesheimgesetz nur die Alternative 

„Pflegeheim“ oder „Häuslichkeit“ kannte, fördert und er-
möglicht das neue Gesetz eine bisher nie dagewesene Viel-

falt von Wohn- und Versorgungsformen. 

Das Herzstück des neuen Gesetzes ist die neu geschaffene 

Wohnform „ambulant betreute Wohngemeinschaft“ für 

volljährige Menschen mit Unterstützungs- und Versor-

gungsbedarf. Hier dürfen maximal bis zu 12 Personen zu-

sammenleben. Diese können ihr Leben und die täglichen 

Abläufe nur teilweise selbst bestimmen. Daher ist hier in 

einem gewissen Umfang eine staatliche Aufsicht vorgese-

hen. Ein Anbieter verantwortet die WG beziehungsweise 

organisiert Wohn- und/oder Serviceleistungen. Die Bewoh-

nerinnen und Bewohner können ihre Pflegeleistungen frei 

wählen, eine Präsenzkraft ist rund um die Uhr anwesend 

und in der Wohnung stehen insgesamt 25 Quadratmeter 

pro Person zur Verfügung. 

Wohngemeinschaften für Menschen mit Behinderungen 

sind auf eine Anzahl von bis zu 8 Personen beschränkt. Um 

der eigenständigen Lebens- und Bedarfssituation 

der Bewohnerinnen und Bewohner gerecht zu 

werden, gelten andere Voraussetzungen und An-

forderungen als für WGs für Menschen mit Pflege-

bedarf. Menschen mit Behinderungen sollen hier 

ihren Fähigkeiten entsprechend soweit wie mög-

lich selbstbestimmt leben können. Die notwendi-

ge Unterstützung ist häufig zeitlich oder auf be-

stimmte Handhabungen beschränkt. Erforderlich 

ist daher in sehr unterschiedlichem Umfang eine 

Präsenz und gegebenenfalls ergänzend eine Ruf-

bereitschaft. Eine weitere Individualisierung die-

ser Vorgaben kann in Wohngemeinschaften für 

Menschen mit psychischer Erkrankung erfolgen. 

In einer „selbstverantworteten Wohngemein-
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Birte mit Sabine am Christkindelsstand der SPD Bad Krozingen 



eMail 

Unsere Parteiarbeit und unser Wahlkampf braucht Eure Unterstützung!  

Mitmachen und Spenden sind herzlich willkommen und wichtig für unseren Erfolg!  

Mach Mit: 

Es ist gut, Mitglied der SPD zu sein. Egal ob Du das 

erste Mal Mitglied werden oder zur SPD zurück kehren 

willst. Dein Ortsverein bietet den Mitgliedern Mitspra-

che- und Entscheidungsrechte. Werde heute Mitglied 

der SPD und helfe mit, Deutschland zukunftsfähig zu 

machen. Für ein modernes und gerechtes Deutschland. 

Für ein Land mit Sicherheit für seine Bürger, Zukunfts-

chancen für alle und einer starken Demokratie. Für ein 

Deutschland, das internationale Verantwortung über-

nimmt und bei dem Gerechtigkeit und Fairness nicht 

an den Landesgrenzen endet. Ob im vor Ort, im Bun-

desland, auf nationaler oder internationaler Ebene: 

Überall engagieren sich Sozialdemokratinnen und 

Sozialdemokraten dafür, die Welt ein Stück gerechter 

zu machen.  

Mach doch einfach mit! 

Wir gratulieren allen Jubilaren 
recht herzlich zu  

Ihrem Geburtstag! 

 

Aus Datenschutzgründen dürfen  wir  die 
Jubilare nicht persönlich benennen.  

Herzlichen Glückwunsch.. 
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Vorname Name 

Adresse 

Telefon 

Unterschrift 

Mitmachen! 

Selber ausfüllen oder 
weitergeben und aus-
gefüllt an u.a. Adres-
sen schicken..  

und dann: 

Herzlich Willkommen! 

Anpacken für unsere Region 

Unsere Ortsvereine im Kreisverband Breisgau—Hochschwarzwald: 

Auggen, Badenweiler, Bad Krozingen—Hartheim, Batzenberg, Bötzingen, Breisach, Buggingen, Dreisamtal, 

Ehrenkirchen –Bollschweil, Eichstetten, Gottenheim, Gundelfingen, Heitersheim-Eschbach, Hexemtal, Ihrin-

gen, Lenzkirch-Schluchsee, Löffingen, March, Merdingen, Müllheim, Münstertal, Neuenburg, Staufen, Sulz-

bachtal, Titisee-Neustadt, Umkirch, Vogtsburg 

Allen Mitgliedern die in diesem Jahr ein 
SPD Jubiläum feiern:  
 
Danke für langjährige Mitgliedschaft! 

 

Aber auch allen Mitgliedern herzlichen 
Dank für ihr erstes Jahr bei uns. Seid 
willkommen! 


